
Auch für eine Klinikleitung wird 

die Aufgabe, den Arbeitsablauf so 

zu organisieren, dass einerseits 

keine ökonomischen Nöte entste-

hen, andererseits aber Versor-

gungsrealität für die Patienten und 

Arbeitsrecht für die Angestellten 

noch in Kongruenz zu bringen sind, 

durch solche Urteile zunehmend 

zur Quadratur des Kreises. Den 

Kostenträgern dürfte das Urteil 

ebenfalls zu schaffen machen – 

wenn als Folge der Aufklärung zu-

nehmend Patienten einen Test auf 

Antikörper gegen HIV, Hepatitis-

Viren und ggf. auf irreguläre Anti-

körper einfordern. 

Nachwort

Die obigen Gedanken mögen über-

trieben erscheinen. Ohnehin nicht zu 

diskutieren ist die Sinnhaftigkeit einer 

solchen Rechtsprechung – oder doch? 

Jeder Patient soll über seine Erkran-

kung, Verletzung und Behandlung infor-

miert werden. Kein Arzt würde das 

anders wollen. Und wahrscheinlich ist 

das in einem guten präoperativen Ge-

spräch aufgebaute Vertrauensverhält-

nis der beste Schutz vor einem Schuld-

vorwurf. Was aber in welcher Tiefe 

aufzuklären ist, wird selbst für den juris-

tisch interessierten Mediziner immer 

schwerer erkennbar und schaffbar. Ei-

nerseits ist das juristische Risiko Trieb-

kraft zur Überfrachtung des Patienten 

mit Fakten, andererseits ist ein Zuviel 

an Information für die Patienten eher 

lähmend oder desorientierend. Eine 

(ohnehin nicht mögliche) juristisch 

„wasserdichte” Aufklärung inklusive 

Dokumentation ist für keinen Patienten 

hilfreich – und enthebt sich damit auch 

selbst ihrer Gültigkeit, da die Aufklä-

rung (zu Recht) „angemessen” sein soll. 

Was nach dem Urteil bleibt, ist ein 

noch höheres forensisches Risiko für 

Ärzte. Was auch bleibt, ist ein weiterer 

Baustein zur Mehrung des Unverständ-

nisses von Ärzten (und Patienten) für 

die gültigen „Spielregeln“. Rechtsnor-

men, Rechtsverständnis und Rechts-

empfi nden gehen – je nach Position – 

hier deutlich auseinander. Zumindest 

ist das Urteil für den in der täglichen 

Praxis stehenden Arzt ein Grund mehr, 

der Chargen-Dokumentation verstärk-

te Aufmerksamkeit zu widmen.
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Die ärztlichen Aufklärungspfl ichten – Neue 
weitere Anforderungen bei der Verabreichung 
von Blutprodukten?

Mit seinem Urteil vom 14. Juni 

2005, Az. VI ZR 179/04, hat der Bun-

desgerichtshof für Verunsicherung 

in der Ärzteschaft gesorgt. Das Ge-

richt setzte sich unter anderem mit 

der Frage auseinander, wann und 

in welcher Form bei der Verabrei-

chung von Blutprodukten eine Auf-

klärung zu erfolgen hat. 

Dieser Beitrag soll einige Grund-

lagen der ärztlichen Aufklärungs-

pfl ichten in Erinnerung rufen und 

anhand dieser die Bedeutung des 

vorgenannten Urteils aufzeigen. 

Der Entscheidung lag folgender, 

hier nur gekürzt dargestellter Sach-

verhalt zugrunde:  

Eine junge Frau, deren heutiger 

Ehemann im Juni 1985 nach einem 

Motorradunfall notfallmäßig ver-

sorgt werden musste, führte eine 

Klage gegen den verantwortlichen 

Krankenhausträger. Ihr Ehemann, 

den die Klägerin erst drei Jahre 

nach dem Eingriff kennen gelernt 

hatte, erhielt seinerzeit Frischblut 

von drei Spendern sowie mehrere 

aus Blutspenden hergestellte Pro-

dukte (Erythrozyten-Konzentrat, GFP, 

PPSB und Biseko). Eine präopera-
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tive Aufklärung des schwer verun-

fallten Ehemannes über die Ge-

fahren der Verabreichung von Blut-

produkten war nicht möglich. Eine 

postoperative Aufklärung mit dem 

Hinweis auf die Möglichkeit einer 

HIV-Infektion und dem ärztlichen 

Rat, einen HIV-Test durchführen zu 

lassen, unterblieb. Ende 1997 wur-

den in einer Blutprobe des Ehe-

mannes HIV-Antikörper nachge-

wiesen. Wenig später stellte sich 

heraus, dass auch die Klägerin sich 

mit HIV infi ziert hatte. 

Der Bundesgerichtshof bestätigt 

mit seinem Urteil die Haftung des 

Krankenhausträgers für Aufklä-

rungsfehler seines ärztlichen Per-

sonals. Bei seiner Entscheidung 

ging er davon aus, dass der Ehe-

mann der Klägerin bei der Verab-

reichung der Blutprodukte mit HIV 

infi ziert worden sei und den Virus 

auf die Klägerin übertragen habe. 

Die behandelnden Ärzte hätten die 

ihnen auch gegenüber der Kläge-

rin obliegenden Sorgfaltspfl ichten 

verletzt, weil sie trotz der vielen 

1985 verabreichten Blutprodukte 

bei keinem der zahlreichen spä-

teren Krankenhausaufenthalte des 

Ehemannes auf die Möglichkeit 

einer HIV-Infektion hingewiesen 

und zu einem HIV-Test angeraten 

hätten. Die Gefahr einer transfusi-

onsassoziierten HIV-Infektion sei 

den behandelnden Ärzten Mitte 

1985 hinreichend 

bekannt gewesen, 

zumindest sei sie 

in medizinischen 

Fachkreisen ernst-

haft diskutiert wor-

den. Die Patienten 

hingegen hätten 

damals bei der 

Verabreichung von 

Blutprodukten nicht 

an die Gefahr einer 

HIV-Infektion den-

ken können. Soweit 

also eine präope-

rative Aufklärung 

wegen der Notfall-

behandlung nicht 

möglich sei, wan-

dele sich die Auf-

klärungsverpfl ich-

tung des Arztes gegenüber dem 

Patienten, jedenfalls bei für den 

Patienten und dessen Kontaktper-

sonen lebensgefährlichen Risiken, 

zu einer Pfl icht zur alsbaldigen 

nachträglichen Selbstbestimmungs- 

und Sicherungsaufklärung. 

Die behandelnden Ärzte hätten 

also nach Ansicht des Bundesge-

richtshofes wegen des bei ihnen 

bereits im Jahre 1985 vorhan-

denen Kenntnisstandes über die 

Gefahr einer transfusionsassozi-

ierten HIV-Infektion aufklären 

und zu einem HIV-Test raten 

müssen, um so insbesondere 

die potentiellen Kontaktperso-

nen des Patienten zu schützen.

Für die heutige Praxis stellt sich 

die Frage, ob Patienten im Rahmen 

der Aufklärungspfl icht, sei es vor 

oder auch nach einer Verabrei-

chung von Blutprodukten, anzura-

ten ist, einen HIV-Test durchführen 

zu lassen. Wegen des heute sehr 

viel höheren Risikos beispielswei-

se eines Erwerbs von Antikörpern 

oder aber auch einer – zum Teil 

diskutierten – Übertragung der 

Creutzfeldt-Jakob-Krankheit durch 

die Verabreichung von Spender-

blut, kann das Urteil darüber hi-
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naus auch für Aufklärungspfl ichten 

in diesen Bereichen äußerst be-

deutsam sein. 

Über welche Risiken muss also 

aufgeklärt werden und aus wel-

chem Grund? Muss der Arzt tat-

sächlich auch über minimale oder 

auch dem Patienten eigentlich be-

kannte Risiken aufklären? Geht die 

Pfl icht des Arztes wirklich so weit, 

dass er dem Patienten nach der 

Verabreichung von Blutprodukten 

tatsächlich zu einem HIV-Test raten 

muss? Ist die Aufklärung auch über 

noch nicht sichere, aber zum Teil 

diskutierte Risiken bei der Verab-

reichung von Blutprodukten zwin-

gend notwendig? 

Auf diese, in der Ärzteschaft 

tagtäglich aufkommenden Fragen, 

kann keine allgemeingültige Ant-

wort gegeben werden. Es sollen 

daher nachfolgend zunächst einige 

relevante Grundzüge der ärzt-

lichen Aufklärungspfl ichten aufge-

zeigt werden, um so das Bewusst-

sein für diese den Ärzten oblie-

gende Aufgabe zu schärfen und 

die Bedeutung des hier bespro-

chenen Urteils, bezogen auf das 

Jahr 2006, möglicherweise etwas 

zu relativieren. Denn eines sollte 

nicht in Vergessenheit geraten: 

Der Bundesgerichtshof hat einen 

Sachverhalt beurteilt, der sich vor 

mehr als zwanzig Jahren abspielte. 

Ob die insoweit jüngst aufgestell-

ten Anforderungen an die ärztliche 

Aufklärungspfl icht, also insbeson-

dere die nachträgliche Sicherungs-

aufklärung in Form des Anratens 

zu einem HIV-Test, auch heute noch 

in dieser Form gelten würden, muss 

zumindest kritisch hinterfragt wer-

den. Schließlich haben sich nicht 

nur die Verfahren zur Gewinnung 

der Blutprodukte entscheidend ge-

ändert. Auch dem Patienten dürfte – 

vorsichtig formuliert – heutzutage 

bewusst sein, dass bei der Verab-

reichung von Blutprodukten ge-

wisse Risiken bestehen. 

Das Selbstbestimmungsrecht 

des Patienten – Die Einwilli-

gung als Rechtfertigung

Wieso wird von Juristen eigentlich 

soviel Wert auf eine ordnungsge-

mäße Aufklärung gelegt? Schließ-

lich sind es doch die Ärzte, die 

über das notwendige Fachwissen 

verfügen. Aus diesem Grunde steht 

ihnen ja auch grundsätzlich die 

Freiheit der Therapiewahl zu. Die 

Aufklärung wird daher von den 

Ärzten oft als lästige und zeitrau-

bende Pfl ichterfüllung beschrie-

ben, nicht zuletzt deshalb, weil die 

Patienten bei dem Aufklärungsge-

spräch oftmals überfordert, irritiert 

oder gar desinteressiert wirken. 

Dennoch: Nach gefestigter Rechts-

sprechung erfüllt auch der gebote-

ne und fachgerecht ausgeführte 

Heileingriff diagnostischer wie the-

rapeutischer Art den strafrechtlich 

relevanten Tatbestand der Körper-

verletzung. Dieser wird nur durch 

eine wirksame Einwilligung des 

Patienten zu einem gerechtfertig-

ten Eingriff. Eine solche Einwilli-

gung setzt aber zwingend voraus, 

dass eine Aufklärung über die mit 

einem medizinischen Eingriff ver-

bundenen Risiken erfolgt, um dem 

Patienten so eine Entscheidungs-

freiheit einzuräumen und letztlich 

sein Selbstbestimmungsrecht zu 

wahren. Wird der Patient bei der 

Entscheidungsfi ndung also quasi 

übergangen oder nicht vollständig 

informiert, droht dem Behandeln-

den unter Umständen ein Strafver-

fahren und ein auf Schadensersatz 

gerichtetes, zivilrechtliches Ver-

fahren. 

Selbstbestimmungs- und 

Sicherungsaufklärung

Von dieser Selbstbestimmungs-

aufklärung ist die im Urteil

des Bundesgerichtshofes erwähnte

Sicherungsaufklärung abzugren-

zen. Diese dient vor allem der 

Sicherung des Heilungserfolges 

durch die Aufklärung über ein the-

rapiegerechtes Verhalten. Darüber 

hinaus wird den behandelnden 

Ärzten abverlangt, durch eine ent-

sprechende Aufklärung dafür Sor-

ge zu tragen, dass der Patient und 

❯❯❯
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die mit ihm in Kontakt kommenden 

Personen nicht geschädigt werden. 

Wenn also der Patient eine „Infekti-

onsquelle“ zum Nachteil seiner An-

gehörigen oder weiterer Dritter 

darstellt, kann es im Rahmen der 

Sicherungsaufklärung geboten sein, 

ihm zum Schutze Dritter eine ent-

sprechende „Warnung“ zukommen 

zu lassen. 

Der Aufklärungszeitpunkt 

Der Wahl des richtigen Aufklä-

rungszeitpunktes wird häufi g eine 

nur untergeordnete Bedeutung bei-

gemessen. Aus haftungsrechtlicher 

Sicht spielt dieser Punkt aber nicht 

zuletzt wegen des vielfach verspä-

tet durchgeführten Aufklärungs-

gesprächs eine relativ große Rolle.  

Entscheidend ist erneut das Selbst-

bestimmungsrecht des Patienten. 

Dieser muss so rechtzeitig aufge-

klärt werden, dass er durch eine 

hinreichende Abwägung der für 

und wider den Eingriff sprechenden 

Gründe seine Entscheidungsfrei-

heit und damit sein Selbstbestim-

mungsrecht in angemessener Wei-

se wahren kann. Das bedeutet im 

Ergebnis, dass dem Patienten aus-

reichend Zeit gelassen werden 

muss, sich nach der erfolgten Auf-

klärung für oder gegen die vom 

Arzt gewählte Therapie zu ent-

scheiden. Wie viel Zeit ausreichend 

ist, richtet sich dabei grundsätzlich 

nach der Schwere des geplanten 

Eingriffes. Als Faustformel kann 

hier gelten: Liegen die für die 

Operationsindikation entscheiden-

den Voruntersuchungen vor und 

hängt der Eingriff nicht mehr von 

der Einholung weiterer Befunde ab, 

sollte bereits zu diesem – gege-

benenfalls sehr frühen – Zeitpunkt 

aufgeklärt werden. Eine Aufklä-

rung erst am Vortag der Operation 

kann bei extrem risikobehafteten 

Eingriffen verspätet sein. Der Pa-

tient wird durch die ihm erst dann 

mitgeteilten Tatsachen regelmäßig 

„überfordert“ sein und somit sein 

Selbstbestimmungsrecht nicht mehr 

wirksam ausüben können. Die prä-

operative Aufklärung sollte also 

besser schon dann erfolgen, wenn 

sich der Behandelnde der Thera-

piewahl – oder bei echten Alter-

nativen der einzelnen Möglich-

keiten – sicher ist, beispielsweise 

im Rahmen der Vereinbarung des 

Operationstermins. Ein Fall, bei 

dem ein Arzt wegen einer ord-

nungsgemäßen, aber „verfrühten“, 

das heißt einer unter Umständen 

schon mehrere Wochen vor dem 

geplanten Eingriff, aber inner-

halb des Behandlungszeitraumes

durchgeführten Aufklärung ver-

urteilt wurde, ist mir nicht bekannt. 

Auch zu intraoperativen Erweite-

rungen kann eine präoperative 

Aufklärung erforderlich sein. War 

die Erweiterung bereits vor dem 

Eingriff vorhersehbar, muss der 

Patient auch zuvor über die Risiken 

und die Möglichkeit einer gegebe-

nenfalls erforderlichen Erweite-

rung aufgeklärt worden sein. Fehlt 

die vorherige Aufklärung, so muss 

die Operation – grundsätzlich – ab-

gebrochen und der Patient vor dem 

erneuten Eingriff entsprechend 

aufgeklärt werden. Dies gilt 

selbstverständlich nicht, wenn 

die Nichtbehandlung oder der Ab-

bruch des Eingriffes medizinisch 

unvertretbar ist oder eine absolute 

Indikation vorliegt. In derartigen 

Fällen kann der Behandelnde von 

einer mutmaßlichen Einwilligung 

des Patienten zur Fortsetzung des 

Eingriffes ausgehen. 

Bei Notfalloperationen fi nden die 

vorstehenden Erwägungen selbst-

verständlich nur eingeschränkt Gel-

tung. Eine Aufklärung kann hier 

zeitlich erst kurz vor dem Eingriff – 

aber dennoch so früh wie mög-

lich – erfolgen. Ist derartiges gar 

nicht möglich, kann der Behandeln-

de – bei vital indizierten Operati-

onen – regelmäßig von einer mut-

maßlichen Einwilligung des Pa-

tienten ausgehen. 

Aufklärungspfl ichten des 

Arztes - Grundsätze

Der Patient muss also durch ein 

rechtzeitiges Aufklärungsgespräch 

in die Therapiewahl miteinbezogen 
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werden. Wie der Inhalt dieses, 

zu Beweiszwecken schriftlich zu 

dokumentierenden Aufklärungsge-

spräches zu gestalten ist, hängt 

selbstverständlich von dem jeweils 

geplanten Eingriff ab. Der Bundes-

gerichtshof hat mehrfach die 

Formulierung ver-

wendet, dass der 

Patient „nur im Gro-

ßen und Ganzen“ 

über die Risiken 

eines Eingriffes 

aufgeklärt werden 

muss. Allein hier-

mit könnte ein Arzt 

in einem Rechts-

streit zumeist aber 

nicht bestehen. Es 

bedarf also wei-

terer Konkretisie-

rungen. Auch die-

se orientieren sich wieder an dem 

Selbstbestimmungsrecht des Pati-

enten: Um eben dieses Recht zu 

wahren, müssen dem Patienten 

nicht alle theoretisch denkbaren 

medizinischen Risiken in allen 

theoretisch denkbaren Erschei-

nungsformen dargestellt werden. 

Wichtig ist aber, dem Patienten zu 

verdeutlichen, wie ihm nach me-

dizinischer Erfahrung durch den 

geplanten Eingriff geholfen werden 

kann, welche Erfolgsaussichten und 

Heilungschancen bestehen und 

welche ernsthaft möglichen Ge-

fahren damit verbunden sein kön-

nen. Dabei sind – unter anderen - 

folgende Grundsätze zu beachten:

Über bestimmte Behandlungsal-

ternativen muss der Arzt immer 

aufklären. Im Rahmen des Aufklä-

rungsgespräches muss er dabei 

selbstverständlich nicht von sich 

aus auf den Patienten zugehen und 

diesem alle theoretisch denkbaren 

Therapiemöglichkeiten aufzeigen. 

Die Frage der Therapie ist grund-

sätzlich Sache des Arztes. Ent-

spricht die von ihm gewählte The-

rapie aber nicht der Methode der 

Wahl oder aber bestehen in dem 

konkreten Fall echte Behandlungs-

alternativen, also mit jeweils unter-

schiedlichen Belastungen und/oder 

Risiken und Erfolgschancen ver-

bundene Behandlungsmöglichkei-

ten, so muss der Patient hierüber 

aufgeklärt werden. Die Therapie-

wahlfreiheit des Arztes wird inso-

weit durch das Selbstbestimmungs-

recht des Patienten eingeschränkt. 

Bei allgemeinen Operationsri-

siken kann gegebenenfalls eine 

Aufklärung entbehrlich sein. Hier-

bei handelt es sich 

um mit jeder grö-

ßeren Operation 

verbundene, allge-

meine und weitge-

hend beherrsch-

bare Risiken bei 

Standardeingriffen. 

Ob über solche Ri-

siken, wie beispiels-

weise eine Wund-

infektion, eine Em-

bolie oder das 

Narkoserisiko, im 

Einzelfall aufge-

klärt werden muss, hängt maß-

geblich davon ab, ob der behan-

delnde Arzt davon ausgehen darf, 

dass sein Patient – ebenso wie die 

Allgemeinheit – Kenntnis von die-

sen allgemeinen Risiken hat und 

damit über ein gewisses „medizi-

nisches Basiswissen“ verfügt. Hier-

von kann insbesondere ausgegan-

gen werden, wenn der Patient bei-

spielsweise von dem einweisenden 

oder vorbehandelnden Arzt bereits 

über die entsprechenden Gefahren 

aufgeklärt wurde oder aber es sich 

um eine wiederholte Operation 

desselben Leidens ohne geänderte 
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Risiken handelt und der Patient 

bei der zeitlich nicht weit zurück-

liegenden ersten Operation bereits 

entsprechend aufgeklärt wurde. 

Gleiches gilt grundsätzlich in den 

Bereichen, in denen der Patient 

wissen muss, welche Gefahren mit 

dem jeweiligen Eingriff verbunden 

sind. Der Umfang der ärztlichen 

Aufklärungspfl icht wird insoweit 

eingeschränkt. Einzelhinweise sind 

gegenüber einem verständigen Pa-

tienten, dem diese allgemeinen 

Risiken nicht verborgen sind, 

grundsätzlich nur dann erfor-

derlich, wenn sich für 

ihn als medizinischen 

Laien, nicht erkennbare 

Risiken und Komplikati-

onen entwickeln könnten, 

die ihn in seinen beson-

deren Lebensverhältnis-

sen erkennbar schwer-

wiegend träfen. 

Von dieser „Begren-

zung“ der ärztlichen Auf-

klärungspfl icht sollte aber – 

so wie auch derzeit 

in den Aufklärungsge-

sprächen üblich – nur zu-

rückhaltend Gebrauch ge-

macht werden, denn das 

Haftungsrisiko in einem 

entsprechenden Prozess 

verbleibt bei dem be-

handelnden Arzt. 

Auch über Risiken, die statistisch 

sehr unwahrscheinlich sind, sollte 

aufgeklärt werden. Die Frage, ob 

eine Aufklärung im Einzelfall ent-

behrlich sein kann, hängt nicht von 

der geringen Wahrscheinlichkeit 

eines Schadenseintrittes ab. Ent-

scheidend ist vielmehr, ob das sel-

tene Risiko, so es sich verwirklicht, 

für den Eingriff spezifi sch ist, die 

Lebensführung des Patienten schwer 

belastet und ihn als medizinischen 

Laien überraschen würde. Ist dies 

der Fall, muss zwingend aufgeklärt 

werden.

Aufklärungspfl ichten bei 

der Verabreichung von Blut-

produkten 

Auch bei den zahlreichen Ent-

scheidungen der Gerichte, die sich 

im Speziellen mit den Aufklärungs-

pfl ichten bei der Verabreichung 

von Blutprodukten auseinanderset-

zen mussten, fanden die vorstehen-

den, allgemeinen Grundsätze im-

mer wieder Berücksichtigung: 

So wurde beispielsweise im 

Bereich der echten Behandlungs-

alternativen entschieden, dass der 

Patient, sofern gegenüber 

der Verabreichung von 

Spenderblut die echte Al-

ternative besteht, Eigen-

blut zu bilden und im 

Anschluss zu verwenden, 

hierüber selbstverständ-

lich aufzuklären ist. Diese 

Aufklärungspfl icht kann 

nur dann entfallen, wenn 

es tatsächlich keine echte 

Alternative zu den Pro-

dukten aus Spenderblut 

gibt, beispielsweise bei 

unzureichender Hämo-

globinkonzentration des 

Eigenblutes. 

Zu den allgemeinen Ope-

rationsrisiken hat sich der 

Bundesgerichtshof mit ei-

ner Entscheidung vom 

17.12.1991, VI ZR 40/91, 
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schon einmal mit der Frage ausei-

nander gesetzt, ob den Patienten 

eine Kenntnis über die transfusi-

onsbedingten Risiken unterstellt 

werden kann. Diese Entscheidung 

ist besonders bedeutsam, weil der 

Bundesgerichtshof in dem hier be-

sprochenen Urteil vom 14. Juni 2005 

ausdrücklich Bezug auf seine da-

malige Begründung nimmt. Sei-

nerzeit wurde folgendes Urteil 

des Oberlandesgerichts Düssel-

dorf aufgehoben: 

Das Oberlandesgericht Düssel-

dorf hatte die Klage einer Frau, 

welche im Jahre 1987 vor der Ver-

abreichung von Blutprodukten nicht 

über das Risiko einer HIV und He-

patitis-Infektion aufgeklärt wurde, 

sich aber infi ziert hatte, abgewie-

sen. Es war der Auffassung, dass der 

behandelnde Arzt angesichts der im 

Jahre 1987 öffentlich geführten Dis-

kussion über das Vordringen der 

AIDS-Erkrankung davon habe aus-

gehen dürfen, der Klägerin seien 

auch die möglichen Folgen einer 

Bluttransfusion mit Fremdblut, ins-

besondere die Gefahr einer HIV-In-

fektion, bekannt. Über derartig be-

kannte, in das Wissen des Patienten 

zu stellende Risiken, müsse aber 

nicht aufgeklärt werden.

Der Bundesgerichtshof hielt dem 

entgegen, dass eine solche „Kennt-

nis” weder im Jahre 1987 noch bei 

seiner Entscheidung im Jahre 1991 

unterstellt werden könne. Im Vor-

dergrund der öffentlichen Diskus-

sion habe die Gefahr einer Infek-

tion innerhalb bestimmter Risiko-

gruppen oder durch sexuellen 

Kontakt mit Angehörigen dieser 

Gruppen gestanden. Die Frage der 

Infektion durch Blutübertragungen 

sei in der Öffentlichkeit nicht ernst-

haft diskutiert worden. Der Patien-

tin hätte das nötige Wissen über 

die transfusionsbedingten Gefahren 

also nicht einfach unterstellt wer-

den dürfen. Vielmehr hätten die 

behandelnden Ärzte hierüber auf-

klären müssen.

Die Entscheidungsgründe 

des Bundesgerichtshofes vom 

14. Juni 2005 

In dem hier besprochenen Urteil 

vom 14. Juni 2005, beschränkte sich 

der Bundesgerichtshof bei der Fra-

ge, ob über die Risiken einer trans-

fusionsbedingten Infektion über-

haupt eine Aufklärung zu erfolgen 

habe, lediglich auf den angespro-

chenen Verweis auf seine Entschei-

dung vom 17.12.1991: „Eine Aufklä-

rungspfl icht über die Gefahren der 

Verabreichung von Blutprodukten 

entspricht den vom erkennenden 

Senat bereits früher aufgestellten 

Anforderungen an die Risikoauf-

klärung bei Bluttransfusionen.” 

Dieser Verweis ist auch durchaus 

nachvollziehbar. Der Bundesge-

richtshof hatte ja schließlich für 

das Jahr 1987 entschieden, dass 

dem Patienten die Kenntnis über 

die Risiken bei der Verabreichung 

von Blutprodukten nicht unterstellt 

werden konnte und durfte, da sich 

die öffentliche Diskussion über das 

HI-Virus seinerzeit auf den Bereich 

innerhalb der Risikogruppen be-

schränkte. Für das hier relevante 

Jahr 1985 konnte dann nichts an-

deres gelten, zumal die öffentliche 

Diskussion zu diesem Zeitpunkt 

noch nicht oder nicht in dem Maße 

geführt wurde. Wegen des insoweit 

fehlenden medizinischen Basiswis-

sens durften die behandelnden 

Ärzte nicht von einem dem Pa-

tienten bekannten allgemeinen 

Operationsrisiko bei der Verabrei-

chung der Blutprodukte ausgehen. 

Aufgrund der im konkreten Fall tat-

sächlich nicht möglichen präopera-

tiven Aufklärung wandelte sich die 

Verpfl ichtung der Ärzte dement-

sprechend zu einer nachträglichen 

Sicherungsaufklärung in Form des 

ärztlichen Rates zu einem HIV-Test. 

Auf diese Form der Aufklärung 

wurde großer Wert gelegt, da die 

Übertragung gerade einer gefähr-

lichen Infektion auf die Klägerin 

und Dritte hierdurch möglicherwei-

se hätte verhindert werden kön-

nen. 

Der Bundesgerichtshof hatte wei-

ter zu entscheiden, ob den behan-
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delnden Ärzten ein die Aufklä-

rungspfl icht begründendes Wis-

sen unterstellt werden durfte. 

Schließlich haben diese ja nicht 

über alle theoretisch denkbaren 

Risiken in allen theoretisch denk-

baren Erscheinungsformen aufzu-

klären. Wenn nun aber im Jahre 

1985 wissenschaftlich noch gar 

nicht gesichert war, dass durch die 

Verabreichung von Blutprodukten 

der HI-Virus übertragen werden 

kann, wieso hätte dann hierüber 

überhaupt aufgeklärt werden müs-

sen? Es lagen nicht einmal ärzt-

liche Richtlinien zur Frage der ent-

sprechenden Sicherungsaufklärung 

vor. Diese, von den Rechtsanwälten 

der Revision, also dem Kranken-

hausträger, auch vorgetragenen 

Einwände, ließ der Bundesgerichts-

hof nicht gelten:

„Die Aufklärungspfl icht setzt 

keine sichere Kenntnis in Fach-

kreisen davon voraus, dass HIV-

Infektionen transfusionsassozi-

iert auftraten; angesichts der 

erheblichen Beeinträchtigungen, 

die mit einer HIV-Infektion/AIDS-

Erkrankung einhergehen, ge-

nügte für das Entstehen einer 

Aufklärungspfl icht schon die 

ernsthafte Möglichkeit der Ge-

fahr. Dass 1985 die Möglichkeit 

transfusionsassoziierter HIV-In-

fektionen in Fachkreisen (wenn 

auch „zurückhaltend“) disku-

tiert wurde, zieht auch die Revi-

sion nicht in Zweifel.“

Für den Bundesgerichtshof reichte 

es also aus, dass in medizinischen 

Fachkreisen eine ernsthafte Dis-

kussion über die möglichen Ge-

fahren geführt wurde! 

Die Bedeutung des Urteils 

für die ärztliche Aufklärungs-

pfl icht

Welche Konsequenzen ergeben 

sich nunmehr für die im Bereich 

der Hämotherapie tätigen Ärzte? 

Durch eine „schonende” Aufklä-

rung über alle theoretisch in Be-

tracht kommenden Risiken im 

Rahmen der Selbstbestimmungs-

aufklärung und durch eine Siche-

rungsaufklärung in Form des ärzt-

lichen Anratens zu einem HIV-Test, 

wird das Haftungsrisiko tatsäch-

lich verringert. Ob eine solche Vor-

gehensweise von den Ärzten aber 

überhaupt zu bewältigen wäre, 

scheint ungewiss. 

Würden Versäumnisse in diesem 

Bereich, bezogen auf einen Fall im 

Jahre 2006, aber nach wie vor eine 

Haftung der Ärzte nach sich zie-

hen? Unbestritten ist das Risiko, 

sich mit dem HI-Virus zu infi zieren, 

wegen der verbesserten Herstel-

lungsverfahren sehr gering gewor-

den. Die Wahrscheinlichkeit für 

den Schadenseintritt spielt aber, 

wie oben gesagt, nur eine sehr un-

tergeordnete Rolle. Von Bedeutung 

ist hier vielmehr die Frage, ob das 

Infektionsrisiko für den Eingriff 

spezifi sch ist und den Patienten als 

medizinischen Laien überraschen 

würde. Dies ist gerade auch im 

Hinblick auf die mehrfach ange-

sprochenen „allgemeinen Operati-

onsrisiken” von Bedeutung, bei de-

nen eine Aufklärung ja entbehrlich 

sein kann. Der Bundesgerichtshof 

war in den letzten Entscheidungen 

der Ansicht, dass die Möglichkeit 

einer transfusionsassoziierten HIV-

Infektion in den achtziger Jahren – 

noch – kein allgemein bekanntes 

Risiko darstellte. Es wurde ent-

scheidend auf das Bewusstsein der 

Bevölkerung abgestellt. Wie hat 

sich dieses entwickelt? 

Ein verständiger und durch-

schnittlich intelligenter Patient 

sollte wissen, dass sich die Aus-

breitung des HI-Virus nicht mehr 

nur auf die so genannten Risiko-

gruppen beschränkt und dass es 

durch die Verabreichung von Blut-

produkten bereits zu zahlreichen 

Fällen einer HIV-Infektion gekom-

men ist. Gleiches dürfte auch für 

die Gefahr einer Infektion mit He-

patitis B/C gelten. Auf der anderen 

Seite ist aber auch nicht von der 

Hand zu weisen, dass mittlerweile 

ein gewisses Maß an Vertrauen in 

die Sicherheit der Blutprodukte be-
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steht. Schließlich wird eine öffent-

liche Diskussion über die zurück-

liegenden Fälle solcher Infektionen 

derzeit wohl nicht mehr geführt. 

Möglicherweise wiegen sich die 

Patienten daher in Sicherheit und 

denken bei dem Empfang von 

Spenderblut gerade nicht mehr an 

die nach wie vor bestehenden, gra-

vierenden Risiken.

Müsste der Bundesgerichtshof 

einen aktuellen Fall beurteilen, 

würde er seine Entscheidung wohl 

von den vorstehenden Erwägungen 

und dem derzeitigen Kenntnisstand 

der Patienten abhängig machen. 

Ob er sodann erneut derart strenge 

Anforderungen an die Selbstbe-

stimmungs- und Sicherungsaufklä-

rung stellen würde, ist zweifelhaft 

und nicht klar zu beantworten. Zwar 

dient insbesondere die Sicherungs-

aufklärung auch der Verhinderung 

einer weiteren Verbreitung der In-

fektion. Der Zweck, nämlich dem 

Patienten eine „Warnung” zukom-

men zu lassen, könnte aber obsolet 

sein, wenn dem Pa-

tienten eine Kennt-

nis über die Ge-

fahren unterstellt 

werden könnte. Der 

entsprechenden Ri-

siken wäre er sich 

dann auch ohne 

eine Warnung be-

wusst. 

Höchst bedeutsam ist schließlich 

die Frage, ob in die Aufklärungs-

gespräche bislang noch nicht an-

gesprochene Risiken aufgenom-

men werden müssen:

Die Ärzte hatten sich in der hier 

besprochenen Entscheidung damit 

„verteidigt”, dass im Jahre 1985 

wissenschaftlich noch gar nicht 

gesichert gewesen sei, ob das HI-

Virus durch die Verabreichung von 

Blutprodukten übertragen werden 

konnte. Aus diesem Grunde sahen 

sie sich nicht dazu verpfl ichtet, 

über die theoretisch bestehende 

Gefahr aufzuklären. Der Bundes-

gerichtshof hingegen hielt es für 

ausreichend, dass diese Thematik 

zumindest „ernsthaft” in Fachkrei-

sen diskutiert wurde. 

Diese Kernaussage sollte sich 

die Ärzteschaft im Rahmen der 

Aufklärungsgespräche zu Herzen 

nehmen. Erfolgt tatsächlich eine 

Aufklärung über alle ernsthaft dis-

kutierten Risiken? Beispielhaft er-

wähnt sei hier die Creutzfeldt-Ja-

kob-Krankheit (siehe auch den Bei-

trag von Herrn Dr. Fritzsch in 

diesem Heft). In vielen Häusern 

wird derzeit weder vor noch nach 

der Verabreichung von Blutpro-

dukten über das Risiko einer ent-

sprechenden Infektion aufgeklärt. 

Eine Diskussion über die mögliche 

Übertragung durch Spenderblut 

wird dennoch geführt. So wird bei-

spielsweise in der – auch Patien-

tenanwälten zugänglichen – Leitli-

nie der Deutschen Gesellschaft für 

Neurologie zur Creutzfeldt-Jakob-

Krankheit aufgeführt, dass die 

Übertragung einer dort näher be-

schriebenen, neuen Variante der 

CJK über Blut und Blutprodukte 

wahrscheinlich ist! Die Infektions-

möglichkeit ist also in medizi-

nischen Fachkreisen bekannt; im 

Patientenkreis darf man dieses 

Wissen zum jetzigen Zeitpunkt

sicherlich nicht als bekannt voraus-

setzen. Es zeigt sich an diesem Bei-

spiel also eine deutliche Parallele 

zu dem besprochenen Urteil, die 



   
 

eine Aufklärung solcher, ernsthaft 

in Betracht kommender Risiken 

dringend erforderlich erscheinen 

lässt. 

Die Entscheidung des Bundesge-

richtshofes sollte der Ärzteschaft 

nach alldem aufzeigen, dass an die 

Aufklärungspfl icht gerade in dem 

Bereich gefährlicher und sich ver-

breitender Infektionen strenge An-

forderungen gestellt werden. Mit 

der Verabreichung von Blutpro-

dukten in Zusammenhang stehen-

de und ernsthaft diskutierte Risiken 

sollten unbedingt in das Aufklä-

rungsgespräch einfl ießen. Gleich-

zeitig darf nicht in Vergessenheit 

geraten, dass sich der Fall in den 

achtziger Jahren abspielte und für 

die Entscheidung des Bundesge-

richtshofes unter anderem der da-

mals vorhandene Wissensstand 

der Bevölkerung ausschlaggebend 

war. Sowohl dieser als auch die 

Herstellungsverfahren haben sich 

seitdem aber erheblich geändert. 

Die Gerichte werden sich hiermit 

in künftigen Haftungsfällen ausein-

andersetzen müssen. Eine klare 

und eindeutige Prognose über den 

Ausgang der zu erwartenden Ent-

scheidungen ist wegen der Vielfalt 

der denkbaren Sachverhalte und 

dem sich ständig verändernden 

Bewusstsein in der Bevölkerung 

über die Gefahren eines medizi-

nischen Eingriffs nicht möglich. 

Ebenso wenig können der Ärzte-

schaft wegen der Fülle der vorstell-

baren Situationen konkrete Rat-

schläge zu dem Verhalten in den 

Aufklärungsgesprächen gegeben 

werden. Im Zweifel sollten sich die-

se immer wieder die grundsätz-

liche Frage stellen, ob der Patient 

genügend Informationen erhalt hat, 

um das Recht, über seinen Körper 

selbst zu bestimmen, entscheiden 

zu können. 

Die Literaturhinweise fi nden Sie im

 Internet zum Download

www.drk.de/blutspende
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